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S C H W E R P U N K T P r o d u k t - Ö k o b i l a n z e n 
Informationsinstrument für eine innovations- und nicht interventionsorientierte Politik 
Chance für Kooperation 
Mit Hilfe von Ökobilanzen soll Orientierungswissen für politische und wirt 
schaftliche Akteure gewonnen werden. Fraglich ist allerdings, wieweit sie 
direkte politische Eingriffe in die Wirtschaft legitimieren können. 
I Von Thomas Becker hre zentrale Rolle spielen Ökobilanzen bei der Gestaltung von Produkten und Verfahren 
durch die Unternehmen: Sie identifizieren ökolo-
gische Schwachstellen gegenwärtiger Produkte, 
sie erschließen Ansatzpunkte für ökologische 
Verbesserungen und machen die Gestaltungspa-
rameter für deren Verwirldichung sichtbar. Öko-
büanzen fordern damit dezentrale Innovationen 
in Sachen Umweltschutz. 
• Ökobilanzen zur Orientierung 
Ökobüanzen können zugleich Teilinformationen 
zur umweltpolitischen „Landkarte" beitragen, 
also „Orientierungswissen" für politische und 
wirtschaftliche Akteure hefern. Fraglich ist aber, 
inwieweit Ökobüanzen hierüber hinaus direkte 
politische Eingriffe legitimieren können, die nicht 
nur - wie das etablierte Umweltrecht - auf be-
stimmte Formen der Inanspruchnahme der Um-
welt, Ressourcen, Umweltmedien usw. gerichtet 
sind, sondern direkt auf einzelne Produkte bzw. 
auf die zu ihrer Herstellung genutzten Prozesse. 
Ein Beispiel ist die Verpackungspolitik: Mit die-
sem kategorial neuen Ansatz würden vergleichen-
de Ökobüanzen die Legitimationsgrundlage für 
politische Maßnahmen zugunsten der „Gewin-
ner" und zu Lasten der „Verlierer". Die Rolle, die 
Ökobüanzen in der Diskussion um die Ver-
packungspolitik, namentlich bei der Begründung 
der Mehrwegquote, spielen (Stichwort „Dosen 
gegen Mehrwegflaschen") wird von vielen in der 
Industrie als erstes Beispiel für eine solche Poli-
tik gesehen. Dies birgt erhebliche Risiken - öko-
nomische, ökologische und politische: Anstatt 
technologische Optionen zu identifizieren, bei 
denen die Unternehmen nach Maßgabe ihrer 
spezifischen Bedingungen den höchsten „ökolo-
gischen Grenznutzen" bei ihren Investitionen 
erreichen, würden bestehende Produktionskapa-
zitäten und Marktanteile in Frage gestellt. Anstatt 
zu einer höheren ökologischen Treffsicherheit 
von Investitionen beizutragen, würden Ökobüan-
zen somit zum ökonomischen Risikofaktor. Die 
Entscheidung für eine Technologie müßte sich 
neben dem Risiko des Marktes auch noch demje-
nigen der staatlichen „Produktbewertung" aus-
setzen - mit einander möglicherweise direkt 
widersprechenden Ergebnissen. Umgekehrt wür-
den derartige Ökobüanzen um so mehr zum Aus-
tragungsort konkurrierender wirtschaftlicher 
Interessen, wie sie - je nach Interessenlage - als 
potentielles „Korrektiv" des Marktes zu wirken 
versprechen bzw. drohen. 
Die wesentliche Leistung der Marktwirtschaft, 
nämlich Suchprozesse nach besseren Problemlö-
sungen zu initiieren, würde ebenso konterkariert 
wie der Hauptzweck von Ökobüanzen, ökologi-
sche Verbesserungspotentiale im Lebensweg auf-
zudecken. Einerseits würde die Chance, daß die 
„Verlierer" ihre Technologien ökologisch opti-
mieren, nicht genutzt. Andererseits sänke für die 
„Gewinner" der Anreiz weiterer Innovationen in 
dem Maße, wie die Politik den Marktanteü der 
„Verlierer" durch Quoten begrenzt, ihre Preise 
durch Steuern erhöht, oder den Markt für aus-
ländische Importe abschottet. Zum Beispiel hätte 
der ökologisch hochgradig positive Wettbewerb 
zwischen Stahl, Aluminium und Kunststoff im 
Automobübau kaum stattgefunden, wenn die 
Politik schon vor zehn Jahren die jeweiligen 
Anteüe quotiert hätte. 
Eine solche Nutzung von Ökobüanzen wäre ten-
denziell auch für die Politik um so problemati-
scher, je stärker einmalige Bewertungen gegen 
die Veränderung (relativer) ökologischer Lei-
stungen von Technologien „immunisiert" wür-
den. Mit jedem Gesetz und jeder Verordnung, die 
mit einer Ökobüanz legitimiert würde, stiege die 
politische Schwelle, einmal identifizierte „Gesetz-
mäßigkeiten" in Frage zu stellen. Je mehr umge-
kehrt ökologischer Wettbewerb wirksam wird 
und ggf. die jeweiligen Vor- und Nachteüe verän-
dert, desto fragwürdiger muß eine derartige Poli-
tik werden. Auch ist fraglich, in welchem Umfang 
sich die „relative ökologische Vorteilhaftigkeit" 
verschieben muß, bis einmal geschaffene Förder-
und Diskriminierungsinstrumente in Frage 
gestellt würden. Die Politik begibt sich letztlich in 
ein Düemma: Zur „Geisel" einer ihrer Natur nach 
hochgradig brüchigen Legitimation zu werden 
oder aber heute „zwingende" Benachteiligungen 
und Vergünstigungen gegebenenfalls morgen zur 
Disposition zu stellen. 
• Überfordertes Instrument 
Die Abstützung von relativ starrem Umweltrecht 
in Ökobüanzen und die damit verbundene Gefahr 
politischer, ökonomischer und ökologischer 
„Einbahnstraßen" steht also in einem prinzipiel-
len Konflikt zu dem Grundanliegen, diskussions-
und kritikfähige, veränderbare und Veränderung 
bewirkende Ergebnisse zu produzieren. Mit dem 
Anspruch, in der Zukunft wirksame Interventio-
nen zu rechtfertigen, würde die Politik ein Instru-
ment überfordern, das nicht mehr liefern kann 
und soll als Momentaufnahmen der Vergangen-
heit und Anstöße für künftige Innovationen. 
Um Ökobüanzen für eine innovations- und nicht 
interventionsorientierte Politik zu nutzen, sind 
demgegenüber drei Voraussetzungen wichtig: 
• Sie sollten darauf zielen, die wesentlichen 
technischen Einflußgrößen von Umweltbelastun-
gen und technologische Verbesserungspotentiale 
zu identifizieren. 
• Die wichtigen umweltpolitischen Ziele sollten 
die berechenbare Basis sein, an der sich Unter-
nehmen bei der produkt- und prozeßspezifischen 
Nutzung von Ökobüanzen orientieren können. 
• Ökobüanzen soUten als transparenter koope-
rativer Lernprozeß verstanden und organisiert 
werden - nicht als politisch-ökologisches 
„Gerichtsverfahren''. 
Die Normenreihe ISO 14040 ff. bietet die beste 
Gewähr für eine kooperative Durchführung von 
Ökobilanzen, die zu transparenten, nachvoll-
ziehbaren Ergebnissen führt. Auf Basis dieser 
Norm sollten klare „Rechte und Pflichten" für 
solche Studien erarbeitet werden, die für die 
Politik erstellt werden. Namentlich Einverneh-
men über die Ziele einer Ökobilanz für die Poli-
tik herzustellen und mit Hilfe eines „Critical 
Review" eine laufende „Qualitätskontrolle" 
sicherzustellen, sind die Hauptvoraussetzungen 
dafür, durch von der Politik initiierte Ökobüan-
zen Innovationsprozesse in Gang zu setzen. 
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